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Entwurf 

8. Kirchengesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

Vom 

 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

Das Finanzausgleichsgesetz vom 13. Dezember 2006 (Kirchl. Amtsbl. S. 183), das zuletzt 

durch Kirchengesetz vom … Dezember 2024 (Kirchl. Amtsbl. S. …) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 Absatz 1 Nummer 4 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Einen Teil der Grundzuweisung kann der Kirchenkreis kirchlichen Körperschaften 

vorbehalten, die einen gemeinsamen Zuweisungsbereich nach § 3 Absatz 1 bilden oder 

sich in anderer Weise an einer Form der regionalen Zusammenarbeit nach den 

Bestimmungen des Regionalgesetzes beteiligen.“ 

 

2. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird der einzige Satz. 

b) Satz 2 wird gestrichen.  

 

3. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

„§ 5a 

Besonderer Strukturausgleich 

Kirchenkreise mit besonderen strukturbedingten Schwierigkeiten erhalten nach 

Maßgabe des landeskirchlichen Haushalts einen Besonderen Strukturausgleich.“ 

 

4. In § 6 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „vier“ durch das Wort „sechs“ ersetzt.  

 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: „2Gleichzeitig legt sie die Höhe 

des für den gesamten Planungszeitraum gewährten Besonderen Strukturausgleichs 

nach § 5a fest.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt gefasst: „3Die Beschlüsse zu den 

Sätzen 1 und 2 sind im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen.“ 
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b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das Allgemeine Planungsvolumen und der Besondere Strukturausgleich können 

während eines Planungszeitraums verändert werden.“ 

 

6. Dem § 9 Absatz 1 werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt:  

„3Auf Antrag eines Kirchenkreises kann das Landeskirchenamt die Gesamtzuweisung 

wegen einer Veränderung der Berechnungsgrundlagen nach § 5 Absatz 3 und § 10 

Absatz 1 neu festsetzen. 4Die Neufestsetzung kann nur für das Jahr, in dem sie 

beantragt wird, und für das Vorjahr vorgenommen werden.“  

 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 4 wird angefügt:  

„4. das Entgelt sowie die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur 

Sozialversicherung und zur kirchlichen Zusatzversorgung für die Kantorinnen 

und Kantoren, die bei der Landeskirche beschäftigt sind und im Kirchenkreis 

nach den Bestimmungen des Kirchenmusikgesetzes in einer 

Kirchengemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von 

Kirchengemeinden oder im Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt 

werden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 Nummer 1 und 3“ wird durch die Angabe 

„Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Es wird folgende Nummer 3 eingefügt:  

„3. Es werden alle im Stellenrahmenplan ausgewiesenen A- und B-Stellen für 

Kantorinnen und Kantoren in dem Umfang berücksichtigt, in dem sie mit 

Kantorinnen und Kantoren besetzt sind, die bei der Landeskirche beschäftigt 

sind und im Kirchenkreis nach den Bestimmungen des Kirchenmusikgesetzes 

in einer Kirchengemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von 

Kirchengemeinden oder im Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt 

werden.“ 

bbb) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „oder eine Diakonenstelle“ durch die Wörter „ , eine 

Diakonenstelle oder eine Kantorenstelle“ ersetzt. 
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8. § 13 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass bei den Empfängern 

der Grundzuweisung 

1. Stellen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur in dem Umfang berücksichtigt werden, 

wie sie im Stellenrahmenplan des Kirchenkreises vorgesehen sind, und 

2. Gebäude nicht oder nur teilweise berücksichtigt werden, wenn sie nach dem 

Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises nicht erhalten werden sollen.“  

 

9. § 15 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Das gilt auch bei einer erneuten Vergabe auslaufender Erbbaurechte und bei der 

Verlängerung auslaufender Verträge über die Einräumung von Nutzungsrechten mit 

einer Laufzeit von mindestens 20 Jahren.“  

 

10. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2Bei der Abwägung sind die Herausforderungen der örtlichen Sozialräume, die 

landeskirchlichen Ziele zum Klimaschutz und personalwirtschaftliche Ziele der 

Landeskirche zu berücksichtigen.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst 

„1Das Landeskirchenamt konkretisiert diese Ziele, indem es durch 

Rechtsverordnung festlegt, welche Handlungsfelder als Grundstandards in 

der Finanzplanung zu berücksichtigen sind.“ 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „verwirklichen“ die Wörter „und Innovationen 

zu fördern“ eingefügt.  

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort „laufend“ die Wörter „zu überprüfen und“ 

eingefügt.  

 

11. § 21 wird wie folgt geändert:  

a) Satz 1 wird der einzige Satz. 

b) Satz 2 wird aufgehoben.  
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12. § 21a wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgende Absätze 2 bis 5 werden angefügt: 

„(2) 1Das Ergebnis der Gebäudebedarfsplanung ist in einem Gebäudebedarfsplan 

zusammenzufassen, der von der Kirchenkreissynode zu beschließen ist. 2Dabei kann 

bestimmt werden, ob und in welchem Umfang Änderungen des 

Gebäudebedarfsplans während des Planungszeitraums vom Kirchenkreisvorstand 

beschlossen werden können. 

(3) 1Die Gebäudebedarfsplanung kann bei der Beschlussfassung durch die 

Kirchenkreissynode zunächst darauf beschränkt werden, dass Veränderungen im 

Gebäudebestand auf Planungsregionen bezogen werden. 2Die Konkretisierung von 

Ort und Zeitpunkt einer Veränderung im Gebäudebestand bedarf einer erneuten 

Beschlussfassung durch die Kirchenkreissynode, soweit keine Übertragung der 

Entscheidung auf den Kirchenkreisvorstand (Absatz 2 Satz 2) beschlossen wird. 

(4) Der Gebäudebedarfsplan ist für jeden Planungszeitraum fortzuschreiben.  

(5) 1Rechtsbehelfe gegen den Gebäudebedarfsplan sind nicht zulässig. 2Das gilt 

auch, soweit der Gebäudebedarfsplan die Aufgabe von Gebäuden vorsieht.“ 

 

13. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) 1Bei der Stellenplanung des Kirchenkreises sind die Ziele des § 20 Absatz 1 und 

die Handlungsfelder, die nach § 20 Absatz 2 als landeskirchliche Grundstandards zu 

berücksichtigen sind, zu beachten.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) 1Die Stellenplanung kann bei der Beschlussfassung durch die 

Kirchenkreissynode zunächst darauf beschränkt werden, dass 

Stellenveränderungen auf Planungsregionen bezogen werden. 2Die Konkretisierung 

von Ort und Zeitpunkt einer Stellenveränderung bedarf einer erneuten 

Beschlussfassung durch die Kirchenkreissynode, soweit keine Übertragung der 

Entscheidung auf den Kirchenkreisvorstand (Absatz 1 Satz 3) beschlossen wird.“ 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5.  

 

14. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Konzepte für die Handlungsfelder mit 

landeskirchlichen Grundstandards“ durch die Wörter „Konzepte, die als 

Grundstandards in der Finanzplanung zu berücksichtigen sind (§ 20 Absatz 2),“ 

ersetzt.  
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b) Absatz 3 Nummer 1 und 2 wird wie folgt gefasst: 

„1. der Stellenrahmenplan nicht den Anforderungen des § 20 Absatz 1 oder den 

Konzepten des Kirchenkreises in den nach § 20 Absatz 2 als Grundstandards zu 

berücksichtigenden Handlungsfeldern entspricht oder 

2. der Stellenrahmenplan personalwirtschaftlichen Zielen der Landeskirche 

widerspricht oder“ 

 

 

15. § 24 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

a) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. den Verkauf oder die Vermietung eines Gebäudes anordnen, das nach dem 

Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises aufgegeben werden soll; wenn eine 

Kirchengemeinde der Anordnung des Kirchenkreisvorstandes nicht nachkommt, 

gelten die allgemeinen Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung über die 

Ersatzvornahme entsprechend.“  

 

Artikel 2 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2025 in Kraft 

 

Hannover, den 

Der Landesbischof 

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 

 

Meister 
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Begründung: 

I. Allgemeines 

Der vorliegende Entwurf nimmt die Vorschläge zur Fortentwicklung des 

Finanzausgleichsgesetzes auf, die das Landeskirchenamt in seinem Evaluationsbericht zum 

Ablauf und Ergebnis der Planungsprozesse in den Kirchenkreisen für den Planungszeitraum 

2023 bis 2028 unterbreitet und im Frühjahr 2023 der Landessynode als Bericht vorgelegt 

hat (Aktenstück Nr. 34 D der 26. Landessynode vom 18. April 2023). Der 

Planungsausschuss und der Finanzausschuss der Landessynode haben sich mit diesen 

Vorschlägen auseinandergesetzt. Sie legen der Landessynode parallel zu dem vorliegenden 

Gesetzentwurf einen Bericht vor, dessen Aussagen in dem vorliegenden Gesetzentwurf 

berücksichtigt sind.  

 

Neben redaktionellen Änderungen, die die veränderte Begriffsbildung in den Vorlagen für 

den Planungsprozess 2021/22 aufnehmen, zielen die Vorschläge des Gesetzentwurfs vor 

allem auf folgende Veränderungen: 

− mehr Flexibilität bei der Stellenplanung,  

− größere Verbindlichkeit der Gebäudebedarfsplanung des Kirchenkreises, 

− Festschreibung eines sechsjährigen Planungszeitraums und eines 

Strukturausgleichsfonds für Kirchenkreise mit besonderen strukturbedingten 

Schwierigkeiten, 

− Anpassung der Verrechnungsregelungen an die Regelungen zur künftigen 

landeskirchlichen Anstellung der Diakon*innen und der A- und B-

Kirchenmusiker*innen.  

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf einzelne Klarstellungen und Ergänzungen, die 

sich aus der laufenden Verwaltungspraxis des Landeskirchenamtes ergeben haben.  

Die Vorschläge des Evaluationsberichts sind seit dem Frühjahr 2023 bei verschiedenen 

Gelegenheiten mit den Superintendent*innen, den Leitungen der Kirchenämter und den 

Vorsitzenden der Kirchenkreissynoden diskutiert worden. Ergänzend hatten die 

Sprechergruppe der Superintendent*innen, der Fachausschuss der Kirchenämter und der 

Sprecherkreis der Kirchenkreissynoden-Vorsitzenden im September und Oktober 2024 

noch einmal Gelegenheit, zu den konkreten Vorschlägen des Gesetzentwurfes Stellung zu 

nehmen. Der Fachausschuss der Kirchenämter und der Sprecherkreis der 

Kirchenkreissynoden-Vorsitzenden haben mit einer schriftlichen Stellungnahme von dieser 

Gelegenheit Gebrauch gemacht, und mit den Superintendent*innen wurde der Entwurf bei 

einem Ephorenkonventstag erörtert.  
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II. Im Einzelnen 

zu Nummer 1: 

Die vorgeschlagene Ergänzung der Definition zur Grundzuweisung in § 2 Absatz 1 Nummer 

4 greift die Praxis einzelner Kirchenkreise auf, die die regionale Zusammenarbeit von 

Kirchengemeinden u.a. dadurch fördern, dass Kirchengemeinden, die sich an einer 

regionalen Zusammenarbeit beteiligen, mehr Mittel aus der Grundzuweisung erhalten. Eine 

solche Besserstellung von Formen der regionalen Zusammenarbeit entspricht dem Auftrag 

des Kirchenkreises, die regionale Zusammenarbeit zu fördern (§ 31 Absatz 2 KKO) und 

Anstöße für die Entwicklung des kirchlichen Lebens zu geben (§ 2 Absatz 1 KKO). Sie ist 

außerdem dadurch gerechtfertigt, dass die regionale Zusammenarbeit nach Artikel 20 der 

Kirchenverfassung zum Wesen jeder Kirchengemeinde gehört.  

 

Zu Nummer 2: 

§ 5 Absatz 1 Satz 2 diente bislang der Klarstellung, dass in der Gesamtzuweisung auch die 

- nach § 10 Absatz 2 verrechneten - Mittel enthalten sind, die für die Finanzierung von 

Pfarrstellen und für die Versorgung der Kirchenbeamt*innen in den Kirchenämtern benötigt 

werden. Vor dem Hintergrund der spätestens zum 1. Januar 2027 in Kraft tretenden 

Änderung des staatlichen Umsatzsteuerrechts könnte die Formulierung allerdings das 

Missverständnis auslösen, dass im Verhältnis zwischen der Landeskirche und den 

Kirchenkreisen bei der Verrechnung nach § 10 Absatz 2 ein umsatzsteuerpflichtiger 

Leistungsaustausch erfolgt. Um diesem Missverständnis vorzubeugen, soll § 5 Absatz 1 

Satz 2 gestrichen werden. Das ist auch dadurch gerechtfertigt, dass das Vorhalten von 

Pfarrstellen und Stellen für beruflich Mitarbeitende nach § 2 Absatz 3 KKO zu den Aufgaben 

der Kirchenkreise und damit zu den Aufgaben gehört, deren Finanzierung die 

Gesamtzuweisung nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 FAG dient.     

 

Zu Nummer 3: 

Aufbauend auf den Vorarbeiten der 25. Landessynode (Gemeinsamer Bericht des 

Schwerpunkteausschusses und des Finanzausschusses, Aktenstück Nr. 23 C vom Mai 

2018), hat sich in der 26. Landessynode ein Konsens herausgebildet, dass es auch künftig 

notwendig sein wird, neben dem allgemeinen Solidarsystem, wie es durch die 

Verteilungskriterien des Finanzausgleichsgesetzes gestaltet wird, für eine begrenzte Zahl 

von Kirchenkreisen ein ergänzendes Solidarsystem vorzuhalten. Denn es gibt strukturelle 

Besonderheiten, die sich nicht ändern lassen, die aber in keinem System des allgemeinen 

Finanzausgleichs angemessen berücksichtigt werden können.  

 

Aus diesen Gründen sehen die Leitentscheidungen der Landessynode für den 

Planungszeitraum 2023 – 2028 (Aktenstück Nr. 34 B vom 25. November 2020) einen 
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ergänzenden Strukturausgleich für Kirchenkreise mit besonderen strukturbedingten 

Schwierigkeiten vor, der vor allem auf drei Säulen aufgebaut ist:  

− dem Strukturausgleich für Kirchenkreise mit einer längerfristig besonders negativen 

demographischen Entwicklung oder einer besonders ungünstigen Siedlungsstruktur, 

− der Insel-Regelung für die drei ostfriesischen Kirchenkreise mit einer oder mehreren 

Inseln, in deren Rahmen ein Festbetrag für die kirchliche Arbeit auf den Inseln 

vorgesehen ist,  

− einem Ausgleichsbetrag für Kirchenkreise, die im Rahmen des allgemeinen 

Finanzausgleichs nach § 5 Absatz 2 FAG keine Mittel aus dem sog. Regionalfaktor 

erhalten.  

 

Ausgehend von dem in dieser Frage mittlerweile erreichten Konsens, soll der Gedanke 

eines ergänzenden Strukturausgleichs für Kirchenkreise mit besonderen strukturbedingten 

Schwierigkeiten durch einen neuen § 5a auf eine gesetzliche, von den jeweiligen 

Leitentscheidungen für einen Planungszeitraum unabhängige Grundlage gestellt werden. 

Entsprechend der Systematik des Finanzausgleichsgesetzes beschränkt sich die gesetzliche 

Regelung zunächst auf die Grundaussage über den Besonderen Strukturausgleich. Die 

nähere Beschreibung der drei Säulen des Besonderen Strukturausgleichs ist nach der 

Beschlussfassung über den Gesetzentwurf in der Finanzausgleichsverordnung zu 

verankern.  

 

Zu Nummer 4: 

Die Änderung der Sollbestimmung über die Dauer eines Planungszeitraums (§ 6 Absatz 2 

Satz 2) schreibt die seit 2014 geübte und bewährte Praxis eines sechsjährigen 

Planungszeitraums als gesetzliche Regel fest. Die Formulierung als Sollbestimmung lässt 

der Landessynode zwar noch die Möglichkeit, in besonderen haushalterischen 

Ausnahmesituationen einen kürzeren Planungszeitraum festzusetzen. Sie stellt jedoch 

sicher, dass sich die Länge eines Planungszeitraums grundsätzlich dauerhaft an der Länge 

der Amtszeiten der Kirchenkreissynoden und Kirchenvorstände orientiert, ohne dass es 

einer besonderen Begründung für diese Entscheidung bedarf. Die Kirchenkreise erhalten 

dadurch mehr Sicherheit für ihre inhaltlichen Planungsprozesse. Zugleich unterstreicht die 

neue Regelung, dass die Finanzplanung nach dem Finanzausgleichsgesetz nicht nur ein 

finanzwirtschaftliches Instrument darstellt, sondern ein konzeptionelles 

Steuerungsinstrument, das inhaltliche und finanzielle Planung miteinander verbindet. 

Darum wurde auch der Vorschlag des Fachausschusses der Kirchenämter aus dem 

Stellungnahmeverfahren, auf Regelungen über die Länge eines Planungszeitraums künftig 

völlig zu verzichten, nicht aufgenommen.  

Auch im Rahmen eines sechsjährigen Planungszeitraums verbleiben der Landessynode 

nach dem Finanzausgleichsgesetz genügend Möglichkeiten, im Rahmen ihrer 
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Haushaltsbeschlüsse auf eine Verschlechterung der landeskirchlichen Finanzsituation zu 

reagieren: 

− Sie kann ganz oder teilweise darauf verzichten, bei der Festsetzung des Allgemeinen 

Zuweisungsvolumens zu erwartende Kostensteigerungen zu berücksichtigen. 

− Sie kann das Allgemeine Zuweisungsvolumen gegenüber dem vorangegangenen 

Haushaltszeitraum absenken, ggf. sogar um bis zu 10 % unter das Niveau des 

Allgemeinen Planungsvolumens (§ 7 Absatz 3 FAG). 

− Sie kann darüber hinaus sogar das für die einzelnen Haushaltsjahre des 

Planungszeitraums festgesetzte Allgemeine Planungsvolumen während eines laufenden 

Planungszeitraums absenken (§ 7 Absatz 2 FAG).  

Die Kirchenkreise sind im Rahmen ihrer allgemeinen Finanzplanung (§ 19 Absatz 2 FAG) 

gehalten, sich durch die Bildung von Rücklagen gegen solche Planungsrisiken angemessen 

abzusichern.  

 

Zu Nummer 5: 

Die Änderungen in § 7 stellen klar, dass die Landessynode im Rahmen ihrer 

Leitentscheidungen für einen Planungszeitraum auch über den Besonderen 

Strukturausgleich nach § 5a entscheidet und dass sie im Falle einer Verschlechterung der 

landeskirchlichen Finanzsituation neben dem Allgemeinen Planungsvolumen auch die Höhe 

des Besonderen Strukturausgleichs verändern kann.  

 

Zu Nummer 6: 

Nummer 6 ergänzt die Regelungen über die Festsetzung der Gesamtzuweisung in § 9 um 

eine Härtefallregelung zur Neufestsetzung, wie sie in dem bis Ende 2008 geltenden 

Zuweisungsrecht enthalten war. Eine Neufestsetzung ist allerdings – entsprechend dem 

Charakter einer Härtefallregelung - nur für das Jahr der Beantragung und für das Vorjahr 

möglich, und sie bezieht sich nur auf folgende Veränderungen: 

− Veränderungen im Bestand von Stellen oder Stellenanteilen, die nach § 10 verrechnet 

werden, und  

− Veränderungen in den Teilen der Gesamtzuweisung, die gemäß § 5 Absatz 3 nach 

Besonderen Schlüsseln (Bestand der Kirchengebäude, Bestand der Kita-Gruppen) 

berechnet werden.  

Die Ausgangsdaten der nach den Allgemeinen Schlüsseln gemäß § 5 Absatz 2 

(Kirchenglieder-, Struktur- und Regionalfaktor) berechneten Teile der Gesamtzuweisung 

werden gemäß §§ 1 und 4 der Finanzausgleichsverordnung 18 Monate vor Ende des 

vorangehenden Planungszeitraums einheitlich und verbindlich für alle Haushaltsjahre eines 

Planungszeitraums festgesetzt.  
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Zu Nummer 7: 

Die Änderungen von § 10 ergänzen die zuletzt durch die Regelungen über die Verrechnung 

von Diakonenstellen (7. Kirchengesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, 

Aktenstück Nr. 97 vom 20. April 2024) ergänzten Regelungen über die Verrechnung von 

Stellen und Stellenanteilen um Regelungen für die Verrechnung der A- und B-Stellen für 

Kantor*innen. Diese sollen nach den Bestimmungen des der Landessynode parallel zu 

diesem Gesetzentwurf vorgelegten Entwurfs eines Kirchenmusikgesetzes spätestens zum 

1. Januar 2026 in eine landeskirchliche Anstellung übergeleitet werden.  

Die Formulierungen der Regelung orientieren sich an den Formulierungen der 

Verrechnungsregelung für Diakon*innen, zu deren Umsatzsteuerfreiheit eine verbindliche 

Auskunft des Betriebsstättenfinanzamtes Hannover-Nord vorliegt. Zur Absicherung hat das 

Landeskirchenamt ungeachtet dessen über die die Landeskirche beratende Steuerkanzlei 

eine weitere verbindliche Auskunft des Betriebsstättenfinanzamtes Hannover-Nord zur 

Umsatzsteuerfreiheit der Verrechnungsregelung für Kantor*innen beantragt.  

 

Zu Nummer 8: 

Entsprechend den Empfehlungen im Evaluationsbericht über die Planungsprozesse 

2021/22 (Aktenstück Nr. 34 D, S. 43) stellt die vorgeschlagene Änderung von § 13 klar, 

dass die Kirchenkreise in ihrer Finanzsatzung bestimmen können, dass Gebäude nicht oder 

nur teilweise bei der Grundzuweisung berücksichtigt werden können, wenn sie nicht im 

Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises enthalten sind. 

 

Zu Nummer 9: 

Die Änderung von § 15 enthält eine Ergänzung, die sich aus der Verwaltungspraxis des 

Landeskirchenamtes ergeben hat.  

 

Zu Nummer 10:  

Die Änderungen von § 20 Absatz 1 ergänzen den Katalog der Belange, die in den 

Planungsprozessen der Kirchenkreise zu berücksichtigen sind. Sie gehen auf verschiedene 

Beobachtungen im Rahmen der Evaluation der Planungsprozesse und der Kirchenkreis-

Konzepte für den Planungszeitraum 2023 - 2028 zurück (Aktenstück Nr. 34 D, S. 41ff.) 

zurück. Die Formulierungen sollen insbesondere 

− den Zusammenhang zwischen dem kirchlichen Auftrag, den jeweiligen 

Rahmenbedingungen und den Ressourcen für kirchliches Handeln stärker 

verdeutlichen, 

− die Bedeutung einer Auseinandersetzung mit den jeweiligen Sozialräumen hervorheben 

und 

− neben einer Berücksichtigung möglicher personalwirtschaftlicher Ziele der Landeskirche 

auch die Berücksichtigung der landeskirchlichen Ziele zum Klimaschutz vorgeben. 
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Die Änderungen von § 20 Absatz 2 berücksichtigen zum einen die Veränderungen in der 

Terminologie des Planungsinstrumentariums, die durch die neuen Muster für die Konzepte 

der Kirchenkreise vorgenommen wurden. Außerdem stellen sie deutlicher heraus, dass es 

zu den Aufgaben der Kirchenkreise gehört, ihre Konzepte im Rahmen eines kontinuierlichen 

Verbesserungsprozesses laufend zu überprüfen, und dass es wichtig ist, im Rahmen der 

Finanzplanung Mittel zur Förderung von Innovationen vorzusehen.  

 

Zu Nummer 11: 

Die besondere Regelung zur Bekanntmachung der Finanzsatzung in § 21 Satz 2 kann 

gestrichen werden, weil § 58 Absatz 3 KKO jetzt allgemeine Regelungen über die 

Bekanntmachung von Satzungen der Kirchenkreise enthält.  

 

Zu Nummer 12: 

Entsprechend den Empfehlungen im Evaluationsbericht über die Planungsprozesse 

2021/22 (S. 43) konkretisiert die Neufassung von § 21a die Vorgaben zum 

Gebäudemanagement durch die Verpflichtung zur Aufstellung eines Gebäudebedarfsplans, 

der verbindliche Zielvorgaben zum Gebäudebestand im Kirchenkreis enthält und für jeden 

Planungszeitraum fortzuschreiben ist.  

Diese Regelungen zur Gestaltung des Gebäudemanagements finden ihre Grundlage ebenso 

wie die Regelungen zur Gestaltung der Stellenplanung in den Ausgleichs- und 

Rahmensetzungskompetenzen des Kirchenkreises nach Artikel 31 Absatz 3 der 

Kirchenverfassung (KVerf). Die vorgeschlagenen Regelungen orientieren sich daher 

bewusst an den Regelungen zum Stellenrahmenplan (§ 22), einschließlich der neu 

eingefügten Regelung, die die Möglichkeit eröffnet, Stellenveränderungen zunächst nur auf 

Planungsregionen zu beziehen und während des Planungszeitraums zu konkretisieren (§ 

22 Abs. 2neu). Die Parallelisierung zum Stellenrahmenplan gilt auch für die Bestimmung 

von § 21a Absatz 5, die Rechtsbehelfe gegen den Gebäudebedarfsplan ausschließt. Denn 

wie der Stellenrahmenplan enthält auch der Gebäudebedarfsplan zunächst nur eine 

Handlungsverpflichtung für die Organe des Kirchenkreises, insbesondere für den 

Kirchenkreisvorstand. Erst dessen Umsetzungsentscheidungen nach § 27 Absatz 2 

Nummer 1 KKO und § 24 Absatz 2 FAG stellen konkrete Verwaltungsakte gegenüber einer 

Kirchengemeinde dar, gegen die konkrete Rechtsbehelfe in Form eines Widerspruchs oder 

einer Klage zulässig sind.  

 

Zu Nummer 13: 

Die Änderungen von § 22 Absatz 1 berücksichtigen die Veränderungen in der Terminologie 

des Planungsinstrumentariums, die durch die neuen Muster für die Konzepte der 

Kirchenkreise vorgenommen wurden.  
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Der neue Absatz 2 nimmt die veränderte Planungssituation der Kirchenkreise auf, die nicht 

mehr durch Stellenüberhänge, sondern durch den Fachkräftemangel und die zu erwartende 

große Zahl von Ruheständen gekennzeichnet ist. Entsprechend der bereits bei der 

Genehmigung der Stellenrahmenpläne im Jahr 2022 geübten Praxis haben die 

Kirchenkreise künftig ausdrücklich die Möglichkeit, Stellenveränderungen zunächst nur auf 

Planungsregionen zu beziehen und eine Konkretisierung von Ort und Zeitpunkt einer 

Stellenveränderung zu einem späteren Zeitpunkt entweder in der Kirchenkreissynode zu 

beschließen oder auf den Kirchenkreisvorstand zu übertragen. 

 

Zu Nummer 14: 

Die Änderungen von § 23 berücksichtigen zum einen wiederum die Veränderungen in der 

Terminologie des Planungsinstrumentariums, die durch die neuen Muster für die Konzepte 

der Kirchenkreise vorgenommen wurden. Die Änderung von Absatz 3 berücksichtigt 

außerdem, dass die Landeskirche nicht mehr zwingend personalwirtschaftliche Ziele für die 

Finanzplanung der Kirchenkreise vorgibt. 

 

Zu Nummer 15: 

Die neue Regelung zur Umsetzung des Gebäudebedarfsplans in § 24 Absatz 2 Nummer 5 

gibt dem Kirchenkreisvorstand künftig die Möglichkeit, gegenüber einer Kirchengemeinde 

den Verkauf oder die Vermietung eines Gebäudes anzuordnen, wenn es nach dem 

Gebäudebedarfsplan aufgegeben werden soll. Der Sprecherkreis der Kirchenkreissynoden-

Vorsitzenden hat in seiner Stellungnahme unter Hinweis auf die Eigentümerstellung der 

Kirchengemeinde Bedenken gegen diese Regelung angemeldet. Angemessener sei der 

Weg, für ein Gebäude ggf. weniger oder überhaupt keine Mittel mehr zuzuweisen. Eine 

Kürzung oder Streichung von Zuweisungen wird in vielen Fällen tatsächlich ein wirksames 

Mittel darstellen, um die Vorgaben des Gebäudebedarfsplans umzusetzen, und sie wird 

durch die Änderung von § 13 auch auf eine ausdrückliche Rechtsgrundlage gestellt. Als 

letztes Mittel sollte jedoch auch die Möglichkeit bestehen, den Verkauf oder die Vermietung 

eines Gebäudes anzuordnen.  

Der zweite Halbsatz von Nummer 5 stellt in diesem Zusammenhang als Spezialnorm zu § 

70 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung (KGO) lediglich klar, dass die Anordnung des 

Kirchenkreisvorstandes eine Anordnung nach § 70 Absatz 1 KGO ersetzt, die in die 

Zuständigkeit des Landeskirchenamtes fällt. Für eine etwaige Ersatzvornahme und die 

Einholung einer Zustimmung des Landessynodalausschusses bleibt also nach § 70 Absatz 

3 KGO das Landeskirchenamt zuständig. Mit Rücksicht auf die Planungshoheit des 

Kirchenkreises ist das Landeskirchenamt dabei aber an die Anordnung des 

Kirchenkreisvorstandes und die dieser Anordnung zugrunde liegende Vorgabe des 

Gebäudebedarfsplans gebunden. Die Bindung entfällt nur dann, wenn die Anordnung des 

Kirchenkreisvorstandes rechtswidrig ist. 
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 Unter Berücksichtigung der durch das 7. FAGÄndG (Aktenstück Nr. 97) vorgeschlagenen Änderungen von § 10.  

 

geltender Text1
 

 
Text mit den vorgeschlagenen Änderungen 

 

§ 2 Absatz 1 Nummer 4 

Begriffsbestimmungen 

§ 2 Absatz 1 Nummer 4 

Begriffsbestimmungen 

4. Grundzuweisung 

1Die Grundzuweisung wird von den Kirchenkreisen den Kirchenge-
meinden und den zu ihnen gehörenden Kapellengemeinden sowie 
den anderen kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis zugewiesen. 
2Sie ist dazu bestimmt, diese Körperschaften nach Maßgabe der Ge-
samtzuweisung und unter Berücksichtigung eigener Einnahmen (§ 17) 
und Leistungen anderer Stellen solidarisch, proportional und dem ge-
meinsamen Ziel entsprechend am kirchlichen Abgabenaufkommen 
zu beteiligen und sie insoweit in die Lage zu versetzen, ihre Aufgaben 
zu erfüllen. 

4.    Grundzuweisung 

1Die Grundzuweisung wird von den Kirchenkreisen den Kirchengemein-
den und den zu ihnen gehörenden Kapellengemeinden sowie den ande-
ren kirchlichen Körperschaften im Kirchenkreis zugewiesen. 2Sie ist 
dazu bestimmt, diese Körperschaften nach Maßgabe der Gesamtzu-
weisung und unter Berücksichtigung eigener Einnahmen (§ 17) und 
Leistungen anderer Stellen solidarisch, proportional und dem gemein-
samen Ziel entsprechend am kirchlichen Abgabenaufkommen zu betei-
ligen und sie insoweit in die Lage zu versetzen, ihre Aufgaben zu erfül-
len. 3Einen Teil der Grundzuweisung kann der Kirchenkreis kirchli-
chen Körperschaften vorbehalten, die einen gemeinsamen Zuwei-
sungsbereich nach § 3 Absatz 1 bilden oder sich in anderer Weise an 
einer Form der regionalen Zusammenarbeit nach den Bestimmun-
gen des Regionalgesetzes beteiligen. 

 

 

§ 5 Absatz 1 

Berechnung der Gesamtzuweisung 

 

§ 5 Absatz 1 

Berechnung der Gesamtzuweisung 

 

(1) 1Die Gesamtzuweisung wird nach Allgemeinen und Besonderen Schlüs-
seln berechnet. 2In der Gesamtzuweisung sind auch die Mittel für die Besol-
dung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie die Beiträge zur Versorgung der Pfar-
rer und Pfarrerinnen und der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen ent-
halten, soweit deren Stellen 

(1) 1Die Gesamtzuweisung wird nach Allgemeinen und Besonderen 
Schlüsseln berechnet. 2In der Gesamtzuweisung sind auch die Mittel für 
die Besoldung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie die Beiträge zur Versor-
gung der Pfarrer und Pfarrerinnen und der Kirchenbeamten und Kirchenbe-
amtinnen enthalten, soweit deren Stellen 
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Text mit den vorgeschlagenen Änderungen 

 

1. im Stellenrahmenplan des Kirchenkreises (§ 22 Abs. 1) vorgesehen 
und als besetzt oder besetzbar ausgewiesen sind und 

2. nicht aus eigenen Einnahmen oder durch Leistungen anderer Stellen 
finanziert werden. 

1. im Stellenrahmenplan des Kirchenkreises (§ 22 Abs. 1) vorgesehen 
und als besetzt oder besetzbar ausgewiesen sind und 

2. nicht aus eigenen Einnahmen oder durch Leistungen anderer Stel-
len finanziert werden. 

  

§ 5a 

Besonderer Strukturausgleich 

 

 Kirchenkreise mit besonderen strukturbedingten Schwierigkeiten er-
halten nach Maßgabe des landeskirchlichen Haushalts einen Besonde-
ren Strukturausgleich. 
 

§ 6 Absatz 2 

Planungszeiträume 

 

§ 6 Absatz 2 

Planungszeiträume 

(2) 1Die Dauer der Planungszeiträume wird durch Beschluss der Landessy-
node festgelegt. 2Die Dauer eines Planungszeitraums soll vier Jahre betragen. 

 

(2) 1Die Dauer der Planungszeiträume wird durch Beschluss der Landes-
synode festgelegt. 2Die Dauer eines Planungszeitraums soll sechs Jahre 
betragen. 
 

§ 7 

Allgemeines Planungsvolumen 

§ 7 

Allgemeines Planungsvolumen 

(1) 1Die Landessynode legt das Allgemeine Planungsvolumen auf Vorschlag 
des Landeskirchenamtes vor Beginn des Planungszeitraums für jedes Haus-
haltsjahr des Planungszeitraums fest. 2Der Beschluss ist im Kirchlichen 
Amtsblatt zu veröffentlichen.2

 

(1) 1Die Landessynode legt das Allgemeine Planungsvolumen auf Vor-
schlag des Landeskirchenamtes vor Beginn des Planungszeitraums für je-
des Haushaltsjahr des Planungszeitraums fest. 2Gleichzeitig legt sie die 
Höhe des für den gesamten Planungszeitraum gewährten Besonderen 
Strukturausgleichs nach § 5a fest. 3Die Beschlüsse zu den Sätzen 1 und 
2 sind im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 
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(2) Das Allgemeine Planungsvolumen kann während eines Planungszeit-
raums verändert werden. 

(2) Das Allgemeine Planungsvolumen und der Besondere Strukturaus-
gleich können während eines Planungszeitraums verändert werden. 

 

§ 9 Absatz 1 

Festsetzung der Gesamtzuweisung 

§ 9 Absatz 1 

Festsetzung der Gesamtzuweisung 

(1) 1Die Gesamtzuweisung und der darin enthaltene Allgemeine Zuweisungs-
wert werden vom Landeskirchenamt für das Vorjahr festgesetzt. 2Für das lau-
fende Jahr werden monatliche Abschläge gezahlt. 

(1) 1Die Gesamtzuweisung und der darin enthaltene Allgemeine Zuwei-
sungswert werden vom Landeskirchenamt für das Vorjahr festgesetzt. 2Für 
das laufende Jahr werden monatliche Abschläge gezahlt. 3Auf Antrag eines 
Kirchenkreises kann das Landeskirchenamt die Gesamtzuweisung we-
gen einer Veränderung der Berechnungsgrundlagen nach § 5 Absatz 3 
und § 10 Absatz 1 neu festsetzen. 4Die Neufestsetzung kann nur für das 
Jahr, in dem sie beantragt wird, und für das Vorjahr vorgenommen wer-
den. 
 

§ 10 Absatz 1 und 2 

Verrechnungen, Versorgungslastenteilung 

§ 10 Absatz 1 und 2 

Verrechnungen, Versorgungslastenteilung 

(1) Die Landeskirche verrechnet folgende Aufwendungen mit der nach § 5 be-
rechneten Gesamtzuweisung: 
1. die Besoldung und die Beiträge für die Versorgung der Pfarrerinnen und 
Pfarrer, die im Kirchenkreis eine Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Versehung be-
auftragt sind oder einen auf den Kirchenkreis bezogenen Auftrag besitzen, 

2. die Beiträge für die Versorgung der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten, die im Kirchenkreis eine Stelle innehaben, 

3. das Entgelt sowie die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur Sozialversi-
cherung und zur kirchlichen Zusatzversorgung für die Diakoninnen und Dia-
kone, die bei der Landeskirche beschäftigt sind und im Kirchenkreis nach den 
Bestimmungen des Diakoninnengesetzes in einer Kirchengemeinde, im 

(1) Die Landeskirche verrechnet folgende Aufwendungen mit der nach § 5 
berechneten Gesamtzuweisung: 
1. die Besoldung und die Beiträge für die Versorgung der Pfarrerinnen 
und Pfarrer, die im Kirchenkreis eine Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Verse-
hung beauftragt sind oder einen auf den Kirchenkreis bezogenen Auftrag 
besitzen, 

2. die Beiträge für die Versorgung der Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten, die im Kirchenkreis eine Stelle innehaben, 

3. das Entgelt sowie die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur Sozialver-
sicherung und zur kirchlichen Zusatzversorgung für die Diakoninnen und Di-
akone, die bei der Landeskirche beschäftigt sind und im Kirchenkreis nach 
den Bestimmungen des Diakoninnengesetzes in einer Kirchengemeinde, im 
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Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden oder im Be-
reich des Kirchenkreises selbst eingesetzt werden. 
 

Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden oder im 
Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt werden, 
4. das Entgelt sowie die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur Sozial-
versicherung und zur kirchlichen Zusatzversorgung für die Kantorinnen 
und Kantoren, die bei der Landeskirche beschäftigt sind und im Kir-
chenkreis nach den Bestimmungen des Kirchenmusikgesetzes in einer 
Kirchengemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kir-
chengemeinden oder im Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt 
werden. 
 

(2) 1 Die Verrechnungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 werden monatsweise 
auf der Grundlage von Durchschnittsbeträgen durchgeführt. 2 Dabei werden 
Stellen wie folgt berücksichtigt:  
1. Es werden alle im Stellenrahmenplan ausgewiesenen Pfarrstellen in dem 
Umfang berücksichtigt, in dem sie besetzt sind, in dem ein Versehungsauf-
trag besteht oder in dem für die Pfarrstelle ein auf den Kirchenkreis bezoge-
ner Auftrag erteilt ist. 
2. Es werden alle im Stellenrahmenplan ausgewiesenen Diakonenstellen in 
dem Umfang berücksichtigt, in dem sie mit Diakoninnen und Diakonen be-
setzt sind, die bei der Landeskirche beschäftigt sind und im Kirchenkreis 
nach den Bestimmungen des Diakoninnengesetzes in einer Kirchenge-
meinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden 
oder im Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt werden. 
3. Darüber hinaus werden Pfarrerinnen und Pfarrer berücksichtigt, soweit sie 
über die im Stellenrahmenplan vorgesehenen Pfarrstellen hinaus im Kirchen-
kreis eine Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Versehung beauftragt sind oder ei-
nen auf den Kirchenkreis bezogenen Auftrag besitzen.   
3

 Die Verrechnung entfällt, soweit für eine Pfarrstelle oder eine Diakonenstelle 
eine Wiederbesetzungssperre (§ 24 Absatz 2 Nummer 1) angeordnet ist oder 

(2) 1 Die Verrechnungen nach Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 werden mo-
natsweise auf der Grundlage von Durchschnittsbeträgen durchgeführt.  

2Dabei werden Stellen wie folgt berücksichtigt:  
1. Es werden alle im Stellenrahmenplan ausgewiesenen Pfarrstellen in 
dem Umfang berücksichtigt, in dem sie besetzt sind, in dem ein Verse-
hungsauftrag besteht oder in dem für die Pfarrstelle ein auf den Kirchen-
kreis bezogener Auftrag erteilt ist. 

2. Es werden alle im Stellenrahmenplan ausgewiesenen Diakonenstellen 
in dem Umfang berücksichtigt, in dem sie mit Diakoninnen und Diakonen 
besetzt sind, die bei der Landeskirche beschäftigt sind und im Kirchen-
kreis nach den Bestimmungen des Diakoninnengesetzes in einer Kirchen-
gemeinde, im Bereich der regionalen Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden oder im Bereich des Kirchenkreises selbst eingesetzt werden. 
3.  Es werden alle im Stellenrahmenplan ausgewiesenen A- und B-Stel-
len für Kantorinnen und Kantoren in dem Umfang berücksichtigt, in 
dem sie mit Kantorinnen und Kantoren besetzt sind, die bei der Lan-
deskirche beschäftigt sind und im Kirchenkreis nach den Bestimmun-
gen des Kirchenmusikgesetzes in einer Kirchengemeinde, im Bereich 
der regionalen Zusammenarbeit von Kirchengemeinden oder im Be-
reich des Kirchenkreises selbst eingesetzt werden. 



AKTENSTÜCK NR. 34 F                                                                                                                                                                                                                                                              SEITE 18 

 

 

 

geltender Text1
 

 
Text mit den vorgeschlagenen Änderungen 

 

soweit das Landeskirchenamt in besonders begründeten Fällen auf eine Ver-
rechnung verzichtet. 

4. Darüber hinaus werden Pfarrerinnen und Pfarrer berücksichtigt, soweit 
sie über die im Stellenrahmenplan vorgesehenen Pfarrstellen hinaus im 
Kirchenkreis eine Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Versehung beauftragt 
sind oder einen auf den Kirchenkreis bezogenen Auftrag besitzen.   
3

 Die Verrechnung entfällt, soweit für eine Pfarrstelle, eine Diakonenstelle 
oder eine Kantorenstelle eine Wiederbesetzungssperre (§ 24 Absatz 2 
Nummer 1) angeordnet ist oder soweit das Landeskirchenamt in besonders 
begründeten Fällen auf eine Verrechnung verzichtet. 
 

§ 13 Absatz 2 

Grundzuweisung 

§ 13 Absatz 2 

Grundzuweisung 

(2) Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass Stellen 
für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei den Empfängern der Grundzuwei-
sung nur in dem Umfang berücksichtigt werden, wie sie im Stellenrahmen-
plan des Kirchenkreises vorgesehen sind. 

(2) Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass bei den 
Empfängern der Grundzuweisung 

1. Stellen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur in dem Umfang berück-
sichtigt werden, wie sie im Stellenrahmenplan des Kirchenkreises vorgese-
hen sind, und 

2. Gebäude nicht oder nur teilweise berücksichtigt werden, wenn sie 
nach dem Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises nicht erhalten wer-
den sollen. 

§ 15 Absatz 2 

Stellenaufkommen 

§ 15 Absatz 2 

Stellenaufkommen 

(2) Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass bei der 
Vergabe von Erbbaurechten und beim Abschluss von Verträgen über die Ein-
räumung von Nutzungsrechten mit einer Laufzeit von mindestens 20 Jahren 
die Erbbauzinsen oder die Nutzungsentgelte während der ersten drei Jahre 
nicht dem Stellenaufkommen zugeführt werden müssen. 

(2) 1Der Kirchenkreis kann in seiner Finanzsatzung bestimmen, dass 
bei der Vergabe von Erbbaurechten und beim Abschluss von Verträgen über 
die Einräumung von Nutzungsrechten mit einer Laufzeit von mindestens 20 
Jahren die Erbbauzinsen oder die Nutzungsentgelte während der ersten drei 
Jahre nicht dem Stellenaufkommen zugeführt werden müssen. 2Das gilt 
auch bei einer erneuten Vergabe auslaufender Erbbaurechte und bei 
der Verlängerung auslaufender Verträge über die Einräumung von Nut-
zungsrechten mit einer Laufzeit von mindestens 20 Jahren. 
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§ 20 

Ziele der Finanzplanung 

§ 20 

Ziele der Finanzplanung 

(1) Bei der Entwicklung der Finanzplanung sind die Belange des kirchlichen 
Verkündigungsauftrags und des diakonischen Auftrags, des Bildungsauftrags, 
des kulturellen Auftrags und des Öffentlichkeitsauftrags der Kirche unter Be-
rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse und der personalwirtschaftlichen 
Ziele der Landeskirche gegeneinander und untereinander sachgerecht abzu-
wägen. 

(1) 1Bei der Entwicklung der Finanzplanung sind die Belange des kirch-
lichen Verkündigungsauftrags und des diakonischen Auftrags, des Bil-
dungsauftrags, des kulturellen Auftrags und des Öffentlichkeitsauftrags 
der Kirche unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse und der per-
sonalwirtschaftlichen Ziele der Landeskirche gegeneinander und unterei-
nander sachgerecht abzuwägen. 2Bei der Abwägung sind die Herausfor-
derungen der örtlichen Sozialräume, die landeskirchlichen Ziele zum 
Klimaschutz und personalwirtschaftliche Ziele der Landeskirche zu 
berücksichtigen. 
 

(2) 1Das Landeskirchenamt konkretisiert diese Ziele für einzelne kirchliche 
Handlungsfelder durch Grundstandards. 2Der Kirchenkreis entwickelt in die-
sen Handlungsfeldern inhaltliche Konzepte und stellt in angemessenem Um-
fang Mittel zur Verfügung, um die Konzepte zu verwirklichen. 3Die Konzepte 
sind entsprechend den Herausforderungen an die Arbeit im Kirchenkreis und 
unter Berücksichtigung der Ergebnisse aus der Visitation des Kirchenkreises 
laufend fortzuschreiben. 

(2) 1Das Landeskirchenamt konkretisiert diese Ziele, indem es durch 
Rechtsverordnung festlegt, welche Handlungsfelder als Grundstan-
dards in der Finanzplanung zu berücksichtigen sind. 2Der Kirchenkreis 
entwickelt in diesen Handlungsfeldern inhaltliche Konzepte und stellt in an-
gemessenem Umfang Mittel zur Verfügung, um die Konzepte zu verwirkli-
chen und Innovationen zu fördern. 3Die Konzepte sind entsprechend den 
Herausforderungen an die Arbeit im Kirchenkreis und unter Berücksichti-
gung der Ergebnisse aus der Visitation des Kirchenkreises laufend zu über-
prüfen und fortzuschreiben. 
  

§ 21 

Finanzsatzung 

§ 21 

Finanzsatzung 

1Zur Gestaltung und Umsetzung der Finanzplanung erlässt der Kirchenkreis 
eine Finanzsatzung. 2Die Finanzsatzung ist in geeigneter und ortsüblicher 
Weise bekannt zu machen. 

1Zur Gestaltung und Umsetzung der Finanzplanung erlässt der Kirchen-
kreis eine Finanzsatzung. 2Die Finanzsatzung ist in geeigneter und ortsübli-
cher Weise bekannt zu machen. 
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§ 21a 

Gebäudebedarfsplanung 

§ 21a 

Gebäudebedarfsplanung 

Im Rahmen seines Gebäudemanagements (§ 19 Abs. 2) entwickelt der Kir-
chenkreis unter Beachtung der Ziele des § 20 Abs. 1 und der Grundstandards 
nach § 20 Abs. 2 Satz 1 eine Gebäudebedarfsplanung und richtet die Rege-
lungen und Maßnahmen zu deren Umsetzung sowie die Gewährung von 
Grund- und Ergänzungszuweisungen daran aus. 

(1) Im Rahmen seines Gebäudemanagements (§ 19 Abs. 2) entwickelt der 
Kirchenkreis unter Beachtung der Ziele des § 20 Abs. 1 und der Grundstan-
dards nach § 20 Abs. 2 Satz 1 eine Gebäudebedarfsplanung und richtet die 
Regelungen und Maßnahmen zu deren Umsetzung sowie die Gewährung 
von Grund- und Ergänzungszuweisungen daran aus. 
(2) 1Das Ergebnis der Gebäudebedarfsplanung ist in einem Gebäudebe-
darfsplan zusammenzufassen, der von der Kirchenkreissynode zu be-
schließen ist. 2Dabei kann bestimmt werden, ob und in welchem Um-
fang Änderungen des Gebäudebedarfsplans während des Planungs-
zeitraums vom Kirchenkreisvorstand beschlossen werden können. 

(3) 1Die Gebäudebedarfsplanung kann bei der Beschlussfassung durch 
die Kirchenkreissynode zunächst darauf beschränkt werden, dass Ver-
änderungen im Gebäudebestand auf Planungsregionen bezogen wer-
den. 2Die Konkretisierung von Ort und Zeitpunkt einer Veränderung im 
Gebäudebestand bedarf einer erneuten Beschlussfassung durch die 
Kirchenkreissynode, soweit keine Übertragung der Entscheidung auf 
den Kirchenkreisvorstand (Absatz 2 Satz 2) beschlossen wird. 

(4) Der Gebäudebedarfsplan ist für jeden Planungszeitraum fortzu-
schreiben.  
(5) 1Rechtsbehelfe gegen den Gebäudebedarfsplan sind nicht zulässig. 
2Das gilt auch, soweit der Gebäudebedarfsplan die Aufgabe von Gebäu-
den vorsieht. 

§ 22 

Stellenplanung, Stellenrahmenplan 

§ 22 

Stellenplanung, Stellenrahmenplan 

(1) 1Bei der Stellenplanung des Kirchenkreises sind die Ziele des § 20 Abs. 1 
und die Grundstandards nach § 20 Abs. 2 Satz 1 zu beachten. 2Das Ergebnis 
der erforderlichen Abwägungen ist in einem Stellenrahmenplan 

(1) 1Bei der Stellenplanung des Kirchenkreises sind die Ziele des § 20 Absatz 
1 und die Handlungsfelder, die nach § 20 Absatz 2 als landeskirchliche 
Grundstandards zu berücksichtigen sind, zu beachten. 2Das Ergebnis der 
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zusammenzufassen, der von der Kirchenkreissynode zu beschließen ist. 
3Dabei kann bestimmt werden, ob und in welchem Umfang Änderungen des 
Stellenrahmenplans während des Planungszeitraums vom Kirchenkreisvor-
stand beschlossen werden können. 

erforderlichen Abwägungen ist in einem Stellenrahmenplan zusammenzu-
fassen, der von der Kirchenkreissynode zu beschließen ist. 3Dabei kann be-
stimmt werden, ob und in welchem Umfang Änderungen des Stellenrah-
menplans während des Planungszeitraums vom Kirchenkreisvorstand be-
schlossen werden können. 

 

 (2) 1Die Stellenplanung kann bei der Beschlussfassung durch die Kir-
chenkreissynode zunächst darauf beschränkt werden, dass Stellenver-
änderungen auf Planungsregionen bezogen werden. 2Die Konkretisie-
rung von Ort und Zeitpunkt einer Stellenveränderung bedarf einer er-
neuten Beschlussfassung durch die Kirchenkreissynode, soweit keine 
Übertragung der Entscheidung auf den Kirchenkreisvorstand (Absatz 1 
Satz 3) beschlossen wird. 
 

(2) Der Stellenrahmenplan ist für jeden Planungszeitraum fortzuschreiben. 

(3) Der Kirchenkreis ist verpflichtet, in seinem Stellenrahmenplan insgesamt 
mindestens so viele Pfarrstellen vorzusehen und zu besetzen, wie bei Berück-
sichtigung der landeskirchlichen Durchschnittsbeträge für die Besoldung und 
die Beiträge zur Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen (§ 10 Abs. 2) und 
nach Abzug der abzugsfähigen Ausgaben Einnahmen aus dem Stellenauf-
kommen und dem Pfarrbesoldungsfonds zur Verfügung stehen. 

(3) Der Stellenrahmenplan ist für jeden Planungszeitraum fortzuschrei-
ben. 
(4) Der Kirchenkreis ist verpflichtet, in seinem Stellenrahmenplan ins-
gesamt mindestens so viele Pfarrstellen vorzusehen und zu besetzen, wie 
bei Berücksichtigung der landeskirchlichen Durchschnittsbeträge für die 
Besoldung und die Beiträge zur Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen 
(§ 10 Abs. 2) und nach Abzug der abzugsfähigen Ausgaben Einnahmen aus 
dem Stellenaufkommen und dem Pfarrbesoldungsfonds zur Verfügung ste-
hen. 

(4) 1Rechtsbehelfe gegen den Stellenrahmenplan sind nicht zulässig. 2Das 
gilt auch, soweit der Stellenrahmenplan die künftige Errichtung, Aufhebung, 
Ausweitung oder Reduzierung einer Stelle vorsieht. 

(5) 1Rechtsbehelfe gegen den Stellenrahmenplan sind nicht zulässig. 
2Das gilt auch, soweit der Stellenrahmenplan die künftige Errichtung, Auf-
hebung, Ausweitung oder Reduzierung einer Stelle vorsieht. 
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§ 23 

Vorlage- und Genehmigungspflichten 

§ 23 

Vorlage- und Genehmigungspflichten 

(1)  Der Stellenrahmenplan und die aktuellen Konzepte für die Handlungsfel-
der mit landeskirchlichen Grundstandards (§ 20 Abs. 2) sind dem Landeskir-
chenamt spätestens ein Jahr vor Beginn eines Planungszeitraums vorzulegen. 

(1)  Der Stellenrahmenplan und die aktuellen Konzepte, die als Grund-
standards in der Finanzplanung zu berücksichtigen sind (§ 20 Absatz 2), 
sind dem Landeskirchenamt spätestens ein Jahr vor Beginn eines Pla-
nungszeitraums vorzulegen. 
 

(2) 1Der Stellenrahmenplan und seine Änderungen bedürfen der Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt. 2Das Landeskirchenamt kann bestim-
men, 

1. dass die Genehmigung für Änderungen des Stellenrahmenplans ge-
nerell als erteilt gilt oder 

2. dass Änderungen des Stellenrahmenplans lediglich einmal jährlich 
im Rahmen des Berichtswesens nach § 11 anzuzeigen sind und dass 
solche Änderungen als genehmigt gelten, wenn innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang des Berichtes im Landeskirchenamt kein Be-
scheid ergangen ist. 

 

unverändert 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 kann versagt oder mit Nebenbestim-
mungen versehen werden, wenn 

1. der Stellenrahmenplan nicht den Anforderungen des § 20 Abs. 1 oder 
den Konzepten des Kirchenkreises für die Handlungsfelder mit lan-
deskirchlichen Grundstandards (§ 20 Abs. 2) entspricht oder 

2. der Stellenrahmenplan den personalwirtschaftlichen Zielen der Lan-
deskirche widerspricht oder 

3. die Finanzierung einer nach dem Stellenrahmenplan durch Einnah-
men aus Vermögen oder durch Leistungen anderer Stellen finanzier-
ten Stelle nicht dauerhaft gesichert ist oder 

4. die Festsetzungen des Stellenrahmenplans eine geordnete Finanz-
wirtschaft des Kirchenkreises gefährden. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 kann versagt oder mit Nebenbestim-
mungen versehen werden, wenn 

1. der Stellenrahmenplan nicht den Anforderungen des § 20 Absatz 1 
oder den Konzepten des Kirchenkreises in den nach § 20 Absatz 2 
als Grundstandards zu berücksichtigenden Handlungsfeldern 
entspricht oder  

2. der Stellenrahmenplan den personalwirtschaftlichen Zielen der 
Landeskirche widerspricht oder 

3. die Finanzierung einer nach dem Stellenrahmenplan durch Einnah-
men aus Vermögen oder durch Leistungen anderer Stellen finan-
zierten Stelle nicht dauerhaft gesichert ist oder 

4. die Festsetzungen des Stellenrahmenplans eine geordnete Finanz-
wirtschaft des Kirchenkreises gefährden.  
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(4) Für die Gestaltung der Konzepte in den Handlungsfeldern mit landes-
kirchlichen Grundstandards kann das Landeskirchenamt den Kirchenkreisen 
Auflagen erteilen oder sich die Erteilung einer Auflage vorbehalten, wenn die 
Konzepte nicht den Anforderungen des § 20 Abs. 1 oder den landeskirchli-
chen Grundstandards (§ 20 Abs. 2) entsprechen. 

 

unverändert 

§ 24 Absatz 2 

Umsetzung der Finanzplanung 

§ 24 Absatz 2 

Umsetzung der Finanzplanung 

(2) Wenn es zur Umsetzung der Finanzplanung erforderlich ist, kann der Kir-
chenkreisvorstand 

1. eine Wiederbesetzungssperre für Stellen (Pfarrstellen und Stellen für 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) anordnen, 

2. Stellen für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufheben oder reduzie-
ren, deren Aufhebung oder Reduzierung im Stellenrahmenplan vorge-
sehen ist, 

3. Stellen für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen errichten oder ausweiten, 
deren Errichtung oder Ausweitung im Stellenrahmenplan vorgesehen 
ist, 

4. die Bewilligung von Ergänzungszuweisungen mit Nebenbestimmun-
gen nach dem kirchlichen Verwaltungsverfahrensrecht versehen. 

 

 
(2) Wenn es zur Umsetzung der Finanzplanung erforderlich ist, kann der 
Kirchenkreisvorstand 

1. eine Wiederbesetzungssperre für Stellen (Pfarrstellen und Stellen 
für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) anordnen, 

2. Stellen für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aufheben oder redu-
zieren, deren Aufhebung oder Reduzierung im Stellenrahmenplan 
vorgesehen ist, 

3. Stellen für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen errichten oder auswei-
ten, deren Errichtung oder Ausweitung im Stellenrahmenplan vor-
gesehen ist, 

4. die Bewilligung von Ergänzungszuweisungen mit Nebenbestim-
mungen nach dem kirchlichen Verwaltungsverfahrensrecht verse-
hen, 

5. den Verkauf oder die Vermietung eines Gebäudes anordnen, das 
nach dem Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises aufgegeben wer-
den soll; wenn eine Kirchengemeinde der Anordnung des Kirchen-
kreisvorstandes nicht nachkommt, gelten die allgemeinen Bestim-
mungen der Kirchengemeindeordnung über die Ersatzvornahme ent-
sprechend.  

 


